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			„Ein schlechter Mensch“

			Cristina Kirchner attackiert Mauricio Macri
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			Cristina Fernández de Kirchner. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/mc) - Cristina Fernández de Kirchner hat sich im Wahlkampf zurückgemeldet. Die einstige Staatschefin, die derzeit an der Seite von Alberto Fernández für das Amt der Vizepräsidentin kandidiert, zeigte sich am Samstag nach ihrer Kuba-Fahrt in der Journalistischen Fakultät von La Plata, um ihr Buch „Sinceramente“ (Aufrichtig) vorzustellen. Dabei griff sie ihren Nachfolger im Amt des Staatspräsidenten, Mauricio Macri, scharf an. 

			Dieser sei „ein schlechter Mensch“, da er der Opposition die Schuld für Wirtschafts- und Finanzturbulenzen in Folge der Vorwahlergebnisse zuzuschieben versuche. „Zu sagen: Der Dollar ist gestiegen, weil ihr Herrn X gewählt habt. Das macht man nicht“, so Kirchner in Bezug auf Macris Erklärungen nach der Wahl. Darin hatte der Präsident einen Zusammenhang zwischen dem Vorwahlsieg Alberto Fernández‘ und dem Kurseinbruch des argentinischen Pesos hergestellt. 

			Kirchner warf Macri zudem vor, politische Gegner zu verfolgen. Eine Anspielung auf die Prozesse gegen Funktionäre der einstigen Kirchner-Regierung. Gegen CFK selbst laufen mehrere Verfahren, bei denen es meist um Korruptionsvorwürfe geht (wir berichteten). Die Ex-Präsidentin weilte zuletzt mit Einverständnis der Justiz in Kuba, um dort ihrer erkrankten Tochter Florencia beizustehen.

			Kirchners politischer Partner Alberto Fernández fuhr derweil nach Madrid, um an der dortigen Universität Vorlesungen über politische Kommunikation zu halten. Eine Verpflichtung, die er bereits vor dem Wahlkampf eingegangen war. Bei der Gelegenheit warnte er davor, sich vorzeitig seines Sieges zu sicher zu sein: „Niemals darf man sich schon als Sieger fühlen. Man muss ruhig bleiben“. Gleichwohl warf er Macri in der spanischen Hauptstadt vor, dass dessen „wirtschaftliches Modell“ zu Rezession, Armut und Entwertung der bedeutendsten argentinischen Unternehmen geführt habe. Als Beispiel nannte er den Wertverlust des staatlichen Erdölkonzerns YPF.

			Fernández ist seit seinem Erfolg bei den Vorwahlen am 11. August klarer Favorit für die Präsidentschaftswahlen am 27. Oktober. Das vor wenigen Tagen veröffentlichte amtliche Endergebnis sieht in sogar noch weiter vorne, als die vorläufigen Resultate es getan hatten. Demnach erhielt Fernández 4.084.249 Stimmen mehr als Amtsinhaber Mauricio Macri. Zunächst war die Differenz bei 3.797.024 Stimmen taxiert worden. Fernández erhielt insgesamt 12.205.938 Stimmen, was einem Stimmenanteil von 47,78 Prozent der Wählerstimmen entspricht (zunächst 47,65%). Macri hingegen schenkten nur 8.121.689 Wähler ihr Vertrauen. Dies ergibt einen Anteil von 31,79 Prozent (zuvor 32,08%).
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			Werben für Freihandelsabkommen

			Abgeordnete Schmidt-Liermann zu Gast in Deutschland
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			Cornelia Schmidt-Liermann (M.) mit Vertretern der Adenauer-Stiftung und der CDU in Berlin.

			Buenos Aires (AT/mc) - Für eine Festigung der Beziehungen zwischen dem Mercosur und der Europäischen Union warb die deutschstämmige Kongressabgeordnete Cornelia Schmidt-Liermann (PRO) bei ihrem jüngsten Besuch in Deutschland. „Zusammen zu sein ist die beste Form, um Einfluss zu nehmen auf die Läufe der Welt, die immer schwerer vorauszusehen sind“, so die Politikerin nach Gesprächen mit Vertretern der CDU-nahen Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS).

			Schmidt-Liermann, die in der argentinischen Deputiertenkammer den Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten leitet, betonte zudem, wie wichtig es sei, die Einheit des Mercosurs zu wahren. 

			Die jüngsten Zwistigkeiten zwischen dem brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro und dem hiesigen Präsidentschaftskandidaten Alberto Fernández gefährdeten die Arbeit vieler Jahre zur Integration des Regionalbündnisses. Bolsonaro hatte damit gedroht, den Mercosur zu verlassen, sollte Fernández im Oktober zum neuen argentinischen Präsidenten gekürt werden (wir berichteten).

			Schmidt-Liermann hob hervor, dass die Verständigung innerhalb des Mercosurs über die Jahre dazu geführt habe, dass die Region in der Welt als eine Zone des Friedens, der Freiheit, der Demokratie, der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit wahrgenommen werde. Beleg dafür sei auch das jüngst geschlossene Freihandelsabkommen mit der EU: „Das ist ein Symbol, das den festen Willen aller Beteiligten der zwei Blöcke widerspiegelt. Diese haben über die Jahre und unabhängig von politischer Parteizugehörigkeit gezeigt, dass sich der Wille zur Einheit über die Einzelinteressen und ideologische Unterschiede durchsetzen kann.“

			Schmidt-Liermann rief die politisch Verantwortlichen dazu auf, den Integrationsprozess im Mercosur fortzusetzen. Kurzfristiges Denken, das nur auf den eigenen Vorteil bedacht ist, gefährde das durch langjährige Arbeit Erreichte. Angesichts von Zeiten, in denen Strafzölle verhängt werden und in denen man sich manchmal an den Kalten Krieg erinnert fühle, appellierte die Kongressabgeordnete: „Lasst uns zeigen, dass unsere Region privilegiert ist durch Wohlstand und Brüderlichkeit, was die Grundlage für Frieden ist.“
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			Die Woche in Argentinien

			Großdemo in Buenos Aires 

			Zehntausende haben in Buenos Aires gegen rasant steigende Lebensmittelkosten demonstriert. Bei der von verschiedenen sozialen Gruppen organisierten Kundgebung vor dem Ministerium für soziale Angelegenheiten im Zentrum der Millionenmetropole wurden vor allem Hilfen für arme Bevölkerungskreise gefordert. Die Organisatoren kündigten an, die Menschen würden solange vor dem an der Prachtstraße Nueve de Julio gelegenen Ministerium zelten, bis ihre Forderungen erfüllt sind. Das einst reiche Argentinien befindet sich wieder einmal in einer schweren Wirtschafts- und Finanzkrise. Die Landeswährung Peso verlor nach der Niederlage des marktfreundlichen Präsidenten Mauricio Macri bei den Vorwahlen im August knapp 25 Prozent seines Wertes im Vergleich zum Dollar. Die Inflation nahm an Fahrt zu. Schon bisher lag die Jahresinflationsrate bei mehr als 50 Prozent. 32 Prozent der Bevölkerung leben unter der Armutsgrenze.

			Flug zu den Malwinen

			Die Fluggesellschaft LATAM hat offiziell die Erlaubnis erhalten, Flüge von São Paulo über Córdoba zu den Malwinen-Inseln durchzuführen. Dies geht aus einem Dekret von Präsident Mauricio Macri hervor, das am Dienstag veröffentlicht wurde. Die chilenisch-brasilianische Airline will nun am 6. November den Flugbetrieb auf der Route aufnehmen. LATAM bietet bereits Flüge vom chilenischen Punta Arenas zu der britisch verwalteten Inselgruppe im Südatlantik an, die einmal pro Monat auch im argentinischen Río Gallegos zwischenstoppen. Bereits im Dezember vorigen Jahres hatte die Regierung (Executive Council) der Inselgruppe der Einrichtung einer neuen Flugverbindung mit dem südamerikanischen Festland zugestimmt. Die Kelper erhoffen sich dadurch jährliche Mehreinnahmen von 1,9 Millionen Britischer Pfund, was momentan einem Gegenwert von 138 Millionen argentinischen Pesos entspricht.

			Appell der Bischöfe 

			Die Katholische Kirche hat die Regierung aufgefordert, den „Ernährungsnotstand“ auszurufen. Dies formulierte die Bischöfliche Kommission für soziale Angelegenheiten in einer Denkschrift an die Staatsführung. Die Geistlichen beklagten in ihrem Schreiben die Zunahme extremer Armut, Arbeitslosigkeit sowie den rasanten Anstieg der Preise der Lebensmittel für den täglichen Grundbedarf. In dem Kommunikee wird zudem der „sehr hohe Grad an sozialer Ungleichheit“ moniert, der „höchstgefährlich“ für das Land sei. Die Verfasser der Denkschrift fordern vor allem sofortige Hilfsmaßnahmen für Kinder. Wenige Tage vor der Veröffentlichung hatte sich die Kirchenspitze mit Präsident Mauricio Macri zu einem Gespräch getroffen. Bei der Unterredung ging es um die soziale und wirtschaftliche Lage im Land seit den Vorwahlen am 11. August.

			Nicht im Zeitplan

			Im Prozess gegen den inhaftierten Bauunternehmer Lázaro Báez treten immer neue Details zutage. Laut einer Gerichtsuntersuchung, bei der fünf von insgesamt 51 öffentlichen Bauaufträgen genauer unter die Lupe genommen wurden, sollen nicht nur Überpreise in Millionenhöhe gezahlt worden sein. Vielmehr befand sich offenbar auch kein einziges der untersuchten Bauvorhaben im Zeitplan, ohne dass dafür ausreichende Gründe vorlägen. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“. In dem Verfahren geht es um mögliche Unregelmäßigkeiten bei der Vergabe öffentlicher Bauten in der Provinz Santa Cruz an Báez. Auch Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner und ihr einstiger Planungsminister Julio De Vido müssen sich in der Angelegenheit vor Gericht verantworten.

			Bürgermeister bestätigt 

			In Bariloche ist Gustavo Gennuso am Sonntag im Amt des Bürgermeisters bestätigt worden. Der Parteifreund von Gouverneur Alberto Weretilneck, der für das Bündnis „Juntos Somos Río Negro“ (Gemeinsam sind wir Río Negro) antrat, konnte fast 41 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen. Damit behauptete er sich deutlich vor Daniel Natapof, der für das linksperonistische Bündnis „Frente de Todos“ (Bündnis von allen) ins Rennen ging und knapp 22 Prozent erzielte. Deutlich abgeschlagen mit neun Prozent auf Platz drei landete Santiago Palmeyro von der Macri-treuen Allianz „Juntos por el cambio“ (Gemeinsam für den Wandel). Die Wintersportmetropole Bariloche, in dem eine größere deutsche Gemeinschaft lebt, ist die größte Stadt der patagonischen Provinz Río Negro. Im Wählerverzeichnis sind mehr als 100.000 Bürger registriert. Von diesen nahmen rund 65 Prozent an dem Urnengang teil.

			Klarsfeld geehrt

			Anerkennung für Beate Klarsfeld. Die deutsch-französische Journalistin, die als „Nazi-Jägerin“ bekannt wurde, erhielt am Dienstag die Auszeichnung eines „Ehrengastes“ (Huésped de Honor) der Stadt Buenos Aires. In Gegenwart von Francisco Quintana, dem Präsidenten des Stadtparlaments sowie Vertretern der Nationalregierung wie Umweltstaatssekretär Sergio Bergman und dem Medienbeauftragten Hernán Lombardi nahm die 80-Jährige die Ehrung entgegen. Die französische Botschaft in Buenos Aires bereitete ihr einen Empfang. Klarsfeld trug zusammen mit ihrem französischen Mann Serge Klarsfeld maßgeblich zur Auffindung und Verhaftung zahlreicher NS-Täter bei. In Deutschland wurde sie 1968 einer breiteren Öffentlichkeit bekannt, als sie den damaligen Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger wegen dessen NS-Vergangenheit ohrfeigte. (AT/mc)
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			Die Übergangsperiode

			Von Juan E. Alemann

			Die PASO-Wahlen, die nur als interne Wahlen der Parteien gedacht waren, haben dieses Jahr den Charakter einer ersten Wahlrunde erhalten, die vier Monate vor dem Regierungswechsel und auch zweieinhalb Monate vor den wirklichen Wahlen stattfindet. Das hat zu einer anormal langen Übergangsperiode geführt, die eine große Ungewissheit herbeigeführt hat und zu einer Krise geführt hat, die über eine normale Rezession hinausgeht.

			Präsident Mauricio Macri muss jetzt gleichzeitig regieren und eine schwierige Wahlkampagne betreiben, was sich nicht immer gut verträgt. Und der Oppositionskandidat Alberto Fernández, der bei der Wahl über 16 Prozentpunkte mehr als Macri erreicht hat und somit schon als zukünftiger Präsident angesehen wird, muss einerseits dazu beitragen, dass die Krise sich nicht weiter vertieft und er so nicht eine extrem kritische Lage übernimmt. Gleichzeitig muss er weiter Wahlkampagne betreiben mit Versprechen, bei denen er sich von Macri distanziert und eventuell die Krise noch verschärft. 

			Fernández behauptet, dass er vorläufig weiterhin nur Kandidat sei. Von daher könne er auch noch nicht so agieren, als wäre er schon zukünftiger Präsident. Schließlich wisse er noch nicht, ob er es sein werde. Gleichwohl muss er aber Stellung zu den Problemen nehmen, die sich gegenwärtig stellen.

			In diesen Sinn hat Fernández eine aggressive Haltung gegenüber dem IWF gezeigt, dem er vorwirft, eigentlich nur die Kapitalflucht finanziert zu haben und mitverantwortlich für die kritische Lage der argentinischen Wirtschaft zu sein. Doch auf der anderen Seite haben seine Wirtschaftler, Guillermo Nielsen, Emmanuel Alvarez Agis unter anderem Unterredungen mit Schatzminister Hernán Lacunza geführt und dabei ein weitgehendes Einverständnis erreicht. Unter Ökonomen ist die Diskussion einfacher, weil politische Phantasien wegfallen. 

			Das Grundproblem, das jetzt besteht, liegt in der Tatsache, dass Argentinien keine neuen Kredite erhalten und auch keine Staatspapiere auf dem internationalen Finanzmarkt unterbringen kann, weil ein neuer Default befürchtet wird. Und diese Aussicht wird jetzt durch den starken Vorsprung von Fernández bei den PASO-Wahlen verstärkt, da dabei die Erinnerung an das unzivilisierte Verhalten der Kirchner-Regierungen gegenüber Gläubigern und Unternehmen aufkommt. 

			Kein Land kann seine Staatsschulden zahlen, ohne gleichzeitig neu Schulden aufzunehmen. Die argentinische Staatsschuld, die binnen zwei bis drei Jahren erneuert werden muss, ist im internationalen Vergleich gering und sollte kein Problem darstellen, aber eben nur, wenn die Regierung die international geltenden Spielregeln einhält. Fernández hat zwar mehrmals beteuert, dass er die Verpflichtungen des argentinischen Staates einhalten werde, aber man glaubt ihm nicht ganz. Macri muss jetzt tun, was er bisher scharf kritisiert hat: es muss eine Devisenbewirtschaftung einführen, um zu verhindern, dass der Dollarkurs weiter steigt, und/oder die Währungsreserven der Zentralbank zu Ende gehen. Ohnehin steht von der Reserven nur bis zu 14 Milliarden Dollar zur Verfügung. Der Rest ist zweckbestimmt und kann nicht frei verkauft werden. Die Erhaltung des Wechselkurses auf dem gegenwärtigen Stand, mit beschränkten Schwankungen, ist die Voraussetzung für eine Beruhigung der Lage. 

			Der Inflationssprung, den der letzte Abwertungssprung verursacht hat, treibt jetzt die Inflation wieder in die Höhe. Aber es muss erreicht werden, dass dies im Oktober aufhört, so dass das Wahlergebnis am 27. Oktober nicht von einer hohen Inflation überschattet wird. Doch im Wesen wird das Zahlungsbilanzproblem dabei auf die nächste Regierung übertragen, die schon am ersten Tag wissen muss, was sie sagen und tun muss.
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			Im Blickfeld: Es hätte (noch) schlimmer kommen können

			Von Marcus Christoph

			Es waren sehr gemischte Gefühle, die die Ergebnisse der international beachteten Wahlen in Sachsen und Brandenburg auslösten: Da steht zum einen das Erschrecken über das starke Abschneiden der AfD, die in Sachsen mit 27,5 Prozent ihr historisch bestes Ergebnis bei einer Landtagswahl einfuhr und die auch in Brandenburg 23,5 Prozent beträchtlich zulegte. Doch zum anderen ist es den Rechtspopulisten in beiden Ländern nicht gelungen, stärkste politische Kraft zu werden.

			In beiden Fällen bestätigten die Bürger ihre Landesväter noch einmal im Amt. In Brandenburg erzielte der sozialdemokratische Ministerpräsident Dietmar Woidke mit 26,2 Prozent das beste Ergebnis. In Sachsen setze sich Regierungschef Michael Kretschmer (CDU) mit 32,1 Prozent durch. Trotz Stimmeneinbußen können sie weiter regieren, müssen nun aber Bündnisse mit zwei Koalitionspartnern schmieden. 

			Kretschmer, der bislang mit den Sozialdemokraten regierte, braucht nun noch die Grünen, um eine Mehrheit hinter sich haben. Woidke, der zuletzt ein rot-rotes Bündnis anführte, könnte dieses um die Grünen erweitern. Er hat aber auch die Optionen, mit CDU und Grünen zu gehen, oder mit Christdemokraten und Freien Wählern eine knappe Mehrheit zu erzielen.

			Brandenburg und Sachsen bleiben die einzigen der „neuen“ Bundesländer, die seit der Wiedervereinigung in den Händen derselben Partei sind: In Potsdam stellen seit 1990 die Sozialdemokraten den Ministerpräsidenten, in Dresden sind es seit nunmehr fast 29 Jahren die Christdemokraten.

			Das Ausrufezeichen bei den beiden Urnengängen setzte indes die AfD. Gegenüber den letzten Landtagswahlen 2014, als die Partei gerade ein Jahr alt war, legte sie erheblich zu: In Brandenburg um 11,3, in Sachsen gar um 17,7 Prozentpunkte. Zieht man indes noch die Ergebnisse der Bundestags- und der Europawahlen hinzu, bei denen die AfD in Sachsen sogar zur stärksten Kraft wurde, kann das aktuelle Abschneiden der Rechtspopulisten eigentlich niemanden überraschen.

			Längst hat sich die AfD zu der Protestpartei im Osten entwickelt, eine Rolle, die seit der Wiedervereinigung eigentlich die Linke ausgefüllt hatte. Doch diese gehörte zu den großen Verlierern am vorigen Sonntag. Sie ist in beiden Bundesländern fast halbiert worden. In Sachsen ist sie mit 10,4 Prozent nur noch dritte Kraft, in Brandenburg gar nur noch vierte (10.7 Prozent).

			Nach Jahren der Regierungsbeteiligung in mehreren ostdeutschen Ländern werden die Linken offenbar bei nicht wenigen Protestwählern mittlerweile als Teil des Establishments wahrgenommen.

			Zwar ist die AfD ein gesamtdeutsches Phänomen. Doch im Osten verfängt ihre Propaganda deutlich wirksamer als in den „alten“ Bundesländern. Dies hat sicher mehrere Gründe. Offenbar fühlen sich nicht wenige Ostdeutsche immer noch nicht wirklich zu Hause in der gesamtdeutschen Bundesrepublik. Das Gefühl, Bürger zweiter Klasse zu sein, ist immer noch verbreitet. Auch fühlen sich nicht wenige Menschen „abgehängt“. Die AfD gewann besonders in Landkreisen, in denen es einen Bevölkerungsschwund gibt .Die traditionellen Parteibindungen sind im Osten deutlich weniger ausgeprägt als im Westen des Landes. 

			Die DDR war über Jahrzehnte eine totalitäre und relativ geschlossene Gesellschaft. Das Gegenteil einer offenen und multikulturellen Gesellschaft. Fremdenfeindliche Parolen zünden so im Osten bedauerlicherweise immer noch einfacher. Alarmierend ist vor allem, dass die AfD in Sachsen wie in Brandenburg auch bei den jungen Wählern gut abschnitt.

			Die Bestandsaufnahme fast drei Jahrzehnte deutscher Einheit ist also ernüchternd. Vieles, was in den ersten Jahren nach dem Mauerfall auch durch westliche Überheblichkeit und Ignoranz dem Osten gegenüber falsch gelaufen ist, lässt sich wohl nicht mehr reparieren. Doch die jüngere Generation im Osten für demokratische Werte zu gewinnen, ist eine dringendere Aufgabe denn je.

			Dabei könnte nicht zuletzt auch die Rückbesinnung auf jene Monate des Herbstes 1989 helfen, in denen Ostdeutsche etwas fertigbrachten, was es in der deutschen Geschichte so noch nicht gegeben hatte: Eine friedliche und demokratische Revolution. Eine immense Leistung auch im Vergleich zum Westen, der sich sein demokratisches System ja nicht erkämpfen musste.

			In Sachsen und Brandenburg haben die amtierenden Regierungschefs nun noch einmal die Chance erhalten, für weitere fünf Jahre die Geschicke ihrer Länder zu lenken. Die Aussicht, weiterhin (halbwegs) stabile Mehrheitsverhältnisse zu haben, ist gar nicht mal wenig, wenn man sich etwa das fremdenfeindliche Klima im Chemnitz des letzten Jahres vor Augen hält. Es ist noch einmal eine Chance, verlorenes Vertrauen zurückzugewinnen und durch bürgernahe Politik Menschen für das demokratische Gemeinwesen, dessen Grundpfeiler Teilhabe und Bürgerengagement sind, zu überzeugen. Es ist eine Chance, die genutzt werden muss.
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			Randglossen

			Cristina Kirchner hat Mauricio Macri als einen schlechten Menschen bezeichnet, weil er abgewertet und dabei das Volk geschädigt habe. Doch einmal fand die letzte Abwertung nicht wegen, sondern trotz Macri statt. Und dann hat dies nichts mit seiner Person zu tun. Außerdem: Wer im Glashaus sitzt, sollte nicht mit Steinen werfen. Gegen Cristina laufen 13 Prozesse, und in sieben ist schon eine Präventivhaft verfügt worden. Und das wirft auch einen dunklen Schatten auf ihre Person. 

			Obwohl Alberto Fernández weiter mit Mauricio Macri per Telefon spricht, übt er gleichzeitig harte Kritik. In Madrid, wo er sich aufhielt, um eine Konferenz in einer Universität abzuhalten, zu der er sich vor seiner Ernennung zum Kandidaten verpflichtet hatte, wies er auf die Zerstörung von YPF hin mit dem Hinweis, dass das Unternehmen an der Börse noch nie so niedrig wie jetzt bewertet worden sei. Tatsächlich hat der Börsenwert nichts mit dem Bilanzwert und einer objektiven Bewertung zu tun. Die niedrige Bewertung ist darauf zurückzuführen, dass die Finanzwelt kein Vertrauen in eine Regierung unter seiner Führung hat, und befürchtet, dass die Spielregeln, die Macri für die Erdölwirtschaft eingeführt hat, von ihm nicht eingehalten werden. Und über dies, wie über andere konkrete Aspekte der Wirtschaftspolitik, schweigt Fernández.

			Der Brexit sorgt in Großbritannien für einen zunehmenden Konflikt. Premierminister Boris Johnson will auf alle Fälle die Ausgangsfrist einhalten, die am 31. Oktober abläuft. Mit oder ohne Abkommen mit der EU, in der konkrete Problemfälle berücksichtigt würden, an erster Stelle das Grenzproblem zwischen der Republik Irland und dem britischen Nordirland. Im Parlament hat Johnson jetzt keine Mehrheit mehr, nachdem ein Abgeordneter seiner Partei abgesprungen ist und andere für eine neue Austrittsfrist eintreten. Doch die EU ist nicht geneigt, einem halben Austritt zuzustimmen, der für Großbritannien vorteilhaft wäre, aber nicht für die EU-Staaten. Johnson droht jetzt damit, Neuwahlen einzuberufen. In Wirtschaftskreisen besteht Nervosität, nachdem beim Austritt mit einem Verlust von Exporten an die EU von 16 Milliarden Dollar im Jahr gerechnet wird. Inzwischen kommt wieder die Alternative auf, ein neues Referendum durchzuführen, bei dem man erwartet, dass Großbritannien in der EU verbleibt. 
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			ROSARIO

			Start frei für junges Netzwerk

			FAAG und Stiftung Verbundenheit organisieren 1. Jugendtreff in Rosario

			Von Catharina Luisa Deege und Jonas Uphoff
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			Die Veranstalter und Organisatoren sind stolz - das können sie auch sein. (Foto: Uphoff)

			Buenos Aires (AT) - „Wir sind nichts anderes als natürliche Verbündete.“ Maja Dimitroff, die Kulturbeauftragte der deutschen Botschaft beschreibt schon in der Eröffnungsrede mit dem Zitat von Außenminister Heiko Maas exakt, wovon das in Rosario stattgefundene Event letztendlich gelebt hat. 

			51 Jugendliche, interessiert an der deutschen Kultur, Sprache und Umweltschutz, von denen manche weder deutsche Vorfahren, noch in der Schule die Sprache erlernt haben, sondern einfach dem natürlichen Interesse an transkulturellen Bündnissen nachgehen wollen. Wir, Jonas und Catharina vom Argentinischen Tagebaltt, durften auch dabei sein - beim 1. #Jugendtreff der FAAG („Federación de Asociaciones Argentino-Germanas“), organisiert von Dr. Marco Just Quiles von der Stiftung Verbundenheit mit den Deutschen im Ausland.

			Nach unserer Ankunft wurden wir jungen Erwachsenen von den Veranstaltern im Club Alemán in Rosario begrüßt. Es sollten uns spannende zwei Tage voller Präsentationen, Input und energiespendenden Getränken wie Kaffee und Mate erwarten. Mit dem gemeinschaftlichen Frühstück um 8 Uhr begannen der Samstag sowie der Sonntag,

			Morgenmuffelstimmung war jedoch nie angesagt. Das gemeinsame Interesse an Deutschland war ein Bindeglied zwischen allen Teilnehmern. Viele hatten schon Erfahrungen durch Austauschprogramme, Sprachkurse oder die eigene Familie gesammelt. 

			Das Ziel des Projekts? Das Potenzial zu nutzen. Das Potenzial unserer Generation, welche reich an Motivation ist, in einer globalisierten Welt Verbindungen herzustellen, Zukunftsmöglichkeiten für uns darin zu sehen, miteinander für den Umweltschutz zu kämpfen und in dem Sinne voneinander zu lernen. 

			Zwei Länder und Kulturen, die sich einerseits so fern und gleichzeitig so nah sind - aber letztendlich immer auch miteinander verbunden waren. 

			Mathias Ensinck aus San Juan hat sich aufgrund dieses gemeinschaftlichen Aspekts beworben. „Die einzige Art und Weise, einen sozialen Wandel zu vollziehen, ist, sich zu treffen und sich auszutauschen, mit jungen Leuten aus dem ganzen Land.“ Die 17 bis 35-Jährigen kamen aus fast allen Teilen Argentiniens angereist: Misiones, Chaco, Santa Fe oder Mendoza, um nur ein paar Provinzen zu nennen.

			[image: gruppenbild_juko.jpg] 

			„Der Kick-Off für eine deutsch-argentinische Community. (Foto: Stirz)

			Teilnehmerin Zoe Beloff aus Buenos Aires hat etwas anderes motiviert, sich zu bewerben: Sie hat uns erzählt, dass sie den #Jugendtreff als eine attraktive Chance gesehen hat, zwei ihrer größten Leidenschaften vereinen zu können. Als Studentin der Umweltwissenschaften und ehemalige Schülerin einer deutschen Schule war es für sie eine einmalige Gelegenheit, durch die vielen einflussreichen Funktionsträger, die bei der Veranstaltung anwesend waren, etwas für sich persönlich, jedoch auch auf professioneller Ebene mitzunehmen.

			Zukunftsvisionen, Diskussionen und Sauerkraut

			Als eines der besonders herausfordernden Phänomene unserer Zeit und insbesondere für Jugendliche ein omnipräsentes Thema, zu dem jeder etwas beitragen und diskutieren kann, machten die Veranstalter den Klimawandel und Strategien im Umgang mit diesem aus. Der zweite Tag startete daher mit Vorträgen dreier Experten, die allesamt die Themen Nachhaltigkeit und Umwelt behandelten. Verena Böhme von der Organisation „Manos Verdes“ („Grüne Hände)“, die sich mit der problematischen Müllentsorgung in Argentinien beschäftigt, betonte, wie wichtig die Zusammenarbeit beider Nationen sei und wie viel Argentinier und Deutsche in dieser Hinsicht voneinander lernen könnten. Außerdem geladen waren Federico Fritz von CREA, einer Organisation, die sich um nachhaltige Landwirtschaft kümmert, und Klimaexpertin Tais Gedea Lara, die Konzepte für erneuerbare Energien und Mobilität vorstellte. 

			Doch bloßes Hören und Verstehen von Inhalten war nur der Auftakt und kleinste Teil dieses Programms. Denn schon bald waren die Teilnehmer selbst gefragt, ihre eigene Ideen und Konzepte für nachhaltige und ökologische Projekte in Gruppen zu verfassen und anschließend zu präsentieren. 

			Die kreativen Herangehensweisen zeigten, wie ernst das Thema von den Teilnehmern genommen wird, und wie hoffnungsvoll und aktiv junge Leute sein können, wenn es um die Mitgestaltung der Zukunft geht. Dies wurde nicht nur von uns und den anderen Teilnehmern so wahrgenommen, sondern auch von der „Jury“, unter anderem bestehend aus der Kongressabgeordneten Cornelia Schmidt-Liermann. Veranstalter und Teilnehmer sind hoffnungsfroh, dass sie die Ideen mitnehmen und sie eventuell an den richtigen Stellen einsetzen können. 
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			Die jungen Erwachsenen konzentriert und motiviert. (Foto: Stirz)

			Die Konzepte kreisten vor allem um das Thema der emissionsfreien Fortbewegungsmittel. So wurde beispielsweise vorgeschlagen, flächendeckend die Radwege besser auszubauen und, ähnlich wie es zum Beispiel in Buenos Aires bereits vorhanden ist, auch in anderen Städten des Landes ein Fahrrad-Leih-System zu etablieren. Auch die öffentlichen Verkehrsmittel haben nach Aussage der Repräsentanten vielerorts eine Grundüberholung nötig. Ideen für effektive Recycling-und Pfand-Methoden nach deutschem Vorbild wurden ebenfalls vorgestellt. 

			Dass die Teilnehmer aus allen Gegenden Argentiniens (und daher aus strukturell sehr unterschiedlichen Regionen) kamen, machte die verschiedenen Perspektiven, noch mal umso interessanter. Um über Möglichkeiten zu Studiengängen, Stipendien, Ausbildungen und Arbeit in Deutschland zu informieren, gab es am Nachmittag Informationsstände, unter anderem von Repräsentanten der Argentinisch-Deutschen Handelskammer. 
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			Studentin Zoe Beloff kann dem Event viel abgewinnen. (Foto: Deege)

			Trotz des ausgiebigen Programms blieb den Teilnehmern noch genug Zeit, um das malerische Flussufer Rosarios zu besuchen. Abgerundet wurde der Tag durch ein traditionell deutsches Essen (wahlweise entweder Bratwurst mit Sauerkraut oder Gulasch mit Spätzle) und eine anschließende Party. 

			Alles in allem herrschte viel Ausgelassenheit und Gemeinschaftsgefühl. Dies lag auch am nächsten Tag trotz des erschöpfenden Programms in der Luft. Denn während alle interessiert den Vernetzungsmöglichkeiten durch deutsche Vereine lauschten und ihre Rückmeldungen gaben, bekamen wir den Eindruck, dass an diesem Wochenende tatsächlich eine eindrucksvolle, engagierte und sehr international denkende Community zueinander gefunden hat.

			Weltbürger

			Wir sind weder Deutsche noch Argentinier, sondern ganz einfach Weltbürger. Einfach ist es zwar nicht, das zu verstehen, sondern eher überfordernd, denn Grenzen verschwimmen. Doch wie bereichernd es auch sein kann, transkulturelle Bindungen einzugehen und sich zu trauen, manchmal über seine eigene Nationalität hinweg zu schauen, haben uns FAAG und Stiftung Verbundenheit durch dieses besondere Projekt gezeigt. 

			Das „Mind Opening“ ist ein Prozess. Das sagte der Koordinator der „Jovenes de la FAAG“, Gabriel Podevils, am Ende der Veranstaltung. Der Austausch ist das, was zählt. Und so schwer ist das nicht. Ob online, durch das neue junge Netzwerk oder bei einem Bier in einer Bar, Austausch kann immer und überall stattfinden.
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			Mathias Ensinck will seine Erfahrung an andere weitertragen. (Foto: Deege)

			Den Horizont zu erweitern und somit auch neue Berufswege einschlagen können: Der Dialog zwischen Argentinien und Deutschland ist wertvoll, vor allem in Zeiten, in denen rechte Wellen gegen internationale Bindungen einschlagen.

			Was die Jugendlichen (außer Broschüren und Ansteckpins) also mitgenommen haben?

			„Neues Wissen, neue Kontakte und natürlich ein neues Netzwerk!“, antwortet uns Zoe. Student Mathias nimmt etwas ganz Besonderes mit: „Die Verantwortung, das was ich hier gelernt habe, weiterzutragen und in die Gesellschaft zu integrieren.“ 

			„In jeglicher Hinsicht die Erwartungen übertroffen“

			Der Hauptveranstalter Marco Just Quiles wertet den Kongress als vollen Erfolg. „Das Wichtigste ist, dass die Leute jetzt motiviert nach Hause gehen“, so der Organisator. Denn der Kongress soll nicht nur ein einmaliges Erlebnis bleiben, sondern den einzelnen Teilnehmern, bei denen gezielt darauf Rücksicht genommen wurde, dass möglichst viele Regionen Argentiniens repräsentiert werden, Denkanstöße und Unterstützung für selbst erdachte Aktionen und Events geben. Denn die deutschen Institutionen senden zwar ein wichtiges Zeichen, indem sie den Jugendlichen signalisieren, dass sie gesehen werden. Doch ihr kreatives Engagement haben sie bereits inne.
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			Steuereinnahmen im August: +56,3%

			Die gesamten Steuereinnahmen des Bundesstaates, einschlisslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, erreichten im August 2019 $ 458,49 Mrd., 56,3% über dem gleichen Vorjahresmonat. Die Zunahme liegt über der Inflation, zum ersten Mal seit vielen Monaten. 

			In 8 Monaten 2019 betrugen die Einnahmen 3,18 Bio., 48% über dem Vorjahr.

			Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt:

			- Gewinnsteuer: $102,67 Mrd., +49,6%.

			- Mehrwertsteuer: $ 141,39 Mrd., +44,1%. Hier hat sich der geringe Verkauf von Kfz und dauerhaften Konsumgütern ausgewirkt. Die von Steueramt direkt eingenommene Steuer stieg um 49,2%, während die vom Zollamt einbehhaltene um 40,9% zunahm. Die Rückgabe der MwSt. an Exporteure lag mit $ 4,85 Mrd. um 148,7% über dem Vorjahr.

			- Interne Steuern: $ 7,13 Mrd., +31,9%. Hier hat sich die niedrigere Zigarettensteuer ausgewirkt, aber auch der geringere Umsatz bei alkoholischen Getränken und Luxusgütern.

			- Exportzölle: $ 39,38 Mrd., +518,4%. Die Verallgemeinerung dieses Zolles wurde erst im September 2018 voll eingeführt, so dass die Vergleichsbasis niedrig ist. 

			- Importzölle: $ 16,66 Mrd., +51,4%. 

			- Brennstoffsteuern: $ 14,58 Mrd., +26,3%. Hier kommt ein starker Konsumrückgang zum Ausdruck

			- Persönliche Güter: $ 5,58 Mrd., +215,5%- Die starke Zunahme ist eine Folge der Weisswaschung vom letzten Jahr.

			- Sozialbeiträge: $ 97,52 Mrd., +39,5%. Hier kommt die Tatsache zum Ausdruck, dass die Löhne unter der Inflation zugenommen haben, und auch die geringere legale Beschäftigung.

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: 11807.png] 

			Ein Vorschlag für eine Agrarreform

			Der Politiker Juan Grabois, Sohn eines seinerzeit sehr bekannten peronistischen Politikers, der eine soziale Organisation leitet (über die man nicht viel weiss und davon ausgehen kann, dass es sich nur um einen Gummistempel handelt) und jetzt Cristina Kirchner nahe steht, hat eine Agrareform befürwortet, bei der einmal niemand mehr als 5.000 Ha. besitzen dürfte, und dann Land für 50.000 kleine Landgüter enteignet werden soll. Obwohl er beteuerte, dass dies keinen Rechstbruch darstelle, meint er wohl eine Konfiksation dieses Landes, da für eine legale Enteignung kein Geld vorhanden ist und sie auch sonst legal fragwurdig wäre. Der Vorschlag ist allgemein kühl oder sogar schlecht angekommen. 

			Als erstes sei darauf hingewiesen, dass 5.000 Ha. in Pergamino oder anderen guten Gebieten sehr viel sind, in Patagonien jedoch sehr wenig. In Santa Cruz wurden schon mehrere Landbetriebe von viel mehr als 5.000 Ha. aufgegeben, weil sie unwirtschaftlich sind. Zum zweiten ist es so, dass die grösseren Landbesitze meistens Aktiengsellschaften sind, die viele Besitzer haben. Gemäss dem Vorschlag von Grabois müssten diese dann aufgeteilt werden, womit aus einem wirtschaftlichen Grossbetrieb viele unwirtschaftliche Kleinbetriebe gemacht würden.

			Der Gedanke der Agrarreform war vor einem Jahrhundert aufgekommen, als der Landbesitz noch sehr konzentriert war und es viele kleine Pächter gab, die arm waren und keine Zugang zum Landbesitz hatten. Sie bildeten damals den Verband “Federacion Agraria Argentina”, der für eine Agrareform eintrat, die ihnen den Zugang zum Landbesitz erlauben sollte. Heute gibt es diese Pächter nicht mehr. Wer Land pachtet, ist ein landwirtschaftlicher Unternehmer, der meistens selber auch Land besitzt, für den es wirtschatlicher ist, Land zu pachten als zu kaufen. Oft werden auf diese Weise Grossbetriebe geschaffen. Der kleine Landwirt hat heute auch die Möglichkeit, sein Land in einen “Pool” einzubringen, bei dem er es innerhalb eines Grossbetriebes verwaltet wird, und er dann eine Beteiligung am Gewinn erhält. Oder er kann das Land bearbeiten, indem er die Saat- und Erntearbeiten mit Unternehmen verpflichtet, die über die notwendigen Maschinen verfügen, die sich inzwischen stark vermehrt und vergrössert haben. Der kleine Landbesitzer ist heute nicht mehr gehemmt, weil er die notwendigen Landmaschinen nicht kaufen kann.

			In Argentinien wird ständig Land verkauft und gekauft, wie in keinem anderen Land. Erfolgreiche Landwirte kaufen Land hinzu, und andere, die nicht weitermachen wollen, verkaufen es. Ebenfalls wird in Argentinien beim Landbesitz das normale Erbrecht angewendet, während es in Europa noch das System des Majorats gibt, bei dem der älteste Sohn das Landgut erbt und die nderen Nachkommen ausgezahlt werden. Das Erbrecht hat zu einer sehr starken Aufteilung des effektiven Landbesitzes geführt, weil viele Grossgrundbesitzer viele Kinder und noch viel mehr Enkel und Urenkel hatten. 

			Die Landwirtschaft hat in den letzten Jahrzehnten eine technologische Revolution erlebt, mit direkter Aussaat, genetisch verändertem Saatgut, Bodenanalysen und gezieler Düngung, Einsatz von neuen Chemikalien für die Unkraut- und Insektenbekämpfung, und auch mit grossen hochentwickelten Schleppern und Ernte- und Saatmaschinen. Die Landwirte haben sich zu modernen Unternehmern entwickelt, und sehr viele sind Akademiker. Das hat u.a. dazu geführt, dass sich die Gesamternte von Getreide und Ölsaat in den letzten 70 Jahren verzehnfacht hat, und auch die Rinderzucht viel wirtschaftlicher ist, u.a. mit Mästung in “Feed lots”. Die argentinische Landwirtschaft hat heute nichts mit der zu tun, die vor einem Jahrhundert bestand. Und deshalb sind Vorschläge über Agrareform heute wirklichkeitsfremd.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 58,06, gegen $ 60,17 eine Woche zuvor. Die ZB hat weiter Dollar verkauft, um den Kurs zu drücken, aber immer weniger. Am Mittwoch waren es ca. u$s 50 Mio. Ebenfalls wurden die Referenzzinsen auf Pesoanlagen auf 86% erhöht. Letzte Woche gab es auch ein hohes Devisenangebot von Getreide- und Sojaexporteuren. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 51,74 Mrd., gegen u$s 56,95 Mrd. in der Vorwoche. EinTeil der Abnahme wurde durch die Abebung von Dollardepositen bei Banken verursacht, die zum Teil bei der ZB deponirt werden und auch als Reserven gebucht werden. Die Reserven sind seit den PASO-Wahlen um u$s 14,56 Mrd. gefallen. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.7.20 bei $ 91,90, was einen Zinssatz von 72,9% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires schloss am Mittwoch um 3,12% unter der Vorwoche, nach einer Zunahme von 6,87% am Mittwoch. Gegenüber Ende 2018 ging der Index um 18,58% zurück. 

			***

			Die argentinischen Staatstitel wiesen letzte Woche hohe Verluste auf, die nur zum Teil duch die betonte Hausse vom Mittwoch aufgeholt wurden. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2022: -11,33%, Argentina 2021: -16,33%; Argentina 2016: -8,01%; Argentina 2046: -3,88%; Bonar 2024: +0,29%. Gegenüber Ende 2018 erlitten diese Titel einen Kursverlust von über 50%.

			***

			Gold wurde in Argentinien am Mittwoch bei 24 Karat zu $ 2.626,11 pro Gramm gehandelt, gegen $ 2.744,11 in der Vorwoche. Gold zu 18 Karat wurde wieder nicht gehandelt.

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 2.9.19 um 30,59%, wobei in einer Woche eine Zunahme von 21,74% stattfand. Der Notenumlauf stieg in einem Jahr um 19,53%, aber die Depositen bei der ZB nahmen um 49,39% zu. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro-und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteen Sinn bezieht, nahm in der gleichen Periode um 19,22% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 2.9.19 um 25,87% auf $ 3,33 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 0,50% auf $ 1,68 Bio. zu. Die Dollardepositen nahmen um 11,90% auf $ 28,48 Mrd. ab, und die Dollarkredite fielen um 6,31% auf u$s 15,68 Mrd. Diese Woche setzten sich die Abhebungen von Depositen auf Peso- und Dollarkonten fort, weil eine Einfrierung der Konten (wie die vom Januar 2002) befürchtet wurde. Die Abhebungen wurden jedoch problemlos ausgezahlt.

			***

			Im August wurden in Argentinien 30.815 Automobile, Pick ups und Lastwagen erzeugt, 37,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber 42,4% über Juli 2010, gab der Fabrikantenverband Adefa bekannt. Die Lieferungen an die Agenturen betrugen 38.021 Einheiten, 27,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 3,1% unter Juli 2019. Die Exporte betrugen 18.856 Einheiten, 32,8% unter dem Vorjahr und 5,3% unter Juli 2019. In 8 Monaten 2019 wurden 333.815 Einheiten erzeugt (-35,9% gegeüber dem Vorjahr), 264.343 Einheiten an die Agenturen geliefert (-49,2%) und 146.455 Einheiten exportiert (-16,3%). 

			***

			Die Zahl der im Pensionierungsystem eingetragenen Bechäftigten lag im Juni mit 12,11 Mio. um 1,4% unter dem Vorjahr, was 172.169 weniger ausmacht, teilt des Produktions- und Arbeitsministerium mit. 8,56 Mio. Beschäftigte entfallen auf den privaten Bereich, 1,7% oder 148.500 weniger als im Vorjahr. Von diesen entfallen 6,07 Mio. auf Arbeitnehmer im Abhängigkeitsverhältnis, 1,59 Mio (-0,9%) auf Einheitssteuerzahler, 500.900 auf Haushaltsangestellte (+3,8% gleich 18.300), und 387.900 auf selbstständig Tätige (-0,9%), gleich 3.800 gegenüber dem Vorjahr. Im öffentlichen Bereich waren 3,19 Mio. Menschen beschäftigt (+0,9%, gleich 24.600)). Hinzu kommen schliesslich 356.600 soziale Einheitssteuerzahler (-46.300). Innerhalb des privaten Bereiches weist nur die Landwirtschaft eine Zunahme auf (+2,3%). Es fällt auf, dass im staatlichen Bereich (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) eine Zunahme stattgefunden hat, obwohl die Zahl der Angestellten schon im Vorjahr weit überhöht war. Diese Statistik umfasst nicht den ganzen staatlichen Bereich. Streitkräfte, Sicherheitskräfte und Justizbeamte, und andere Bereiche, die eigene Pensionierungsysteme haben, sind nicht inbegriffen. Zu den gesamten Beschäftigten kommen dann noch über 4 Mio. Schwarzarbeiter hinzu.

			***

			Der Lohnindex des INDEC nahm im Laufe des 1. Halbjahres 2019 um 17,9% zu, während der Index der Konsumentenpreise eine Zunahme von 22,4% verzeichnet. Im privaten Bereich stiegen die Löhne durchschnittlich um 21,2%, im öffentlichen hingegen nur 18,3%. Doch bei den Schwarzarbeitern betrug die Zunahme nur 9,4%. In 12 Monaten zum Juni 2019 nahmen die Löhne durchschnittlich um 41,5% zu, bei einer Preissteigerung von 55,8%. 

			***

			Der Mindestlohn wurde von der Regierung letzten Freitag um 25% auf $ 16.875 angehoben. Die Zulage erfolgt in drei Etappen: 13% ab 1. August, 12% ab 1. September und 10% ab 1. Oktober. Die Regierung hat die Entscheidung getroffen, ohne den Lohnrat einzuberufen. Die Gewerkschaftszentrale CGT hatte $ 31,148 gefordert, was die Zahl darstellt, die das INDEC als Betrtag ermittelt hat, den eine Familie für Deckung des Mindestbedarfs benötigt. Das wäre eine Erhöhung von 148% gewesen. Der Mindestlohn gilt in der Praxis in wenigen Fällen, vornehmlich in ländlichen Gebieten, wobei oft noch freie Wohnung und ein Teil der Ernährung hinzukommt.

			***

			Die ZB hat von den Banken gefordert, dass sie eine Genehmigung der ZB erhlten müssen, bevor sie ihre Gewinne und Dividenden ins Ausland überweisen. Die ZB wird somit den Zeipunkt der Überweisung bestimmen, was zur Verwaltung des Wechselkurses beiträgt.

			***

			Im August wurden 44.006 Kraftfahrzeuge in das offizielle Register eingetragen, 32,8% unter dem gleichen Vorjahresmoant und 41,8% unter Juli 2019, gab der Agenturenverband Acara bekannt. Diese Eintragungen entsprechen dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. In 8 Monaten 2019 waren es 343.463 Einheiten, 45,8% unter dem Vorjahr. 

			***

			Die Hinausschiebung der Zahungstermine fur die Ammortisation der Schatzscheine Lecap und Letes hatbei zehn Provinzen ein Problem geschaffen, nachdem sie einen Teil ihrer flüssigen Mittel in diesen Papieren anelegt hatten. Am schlimmsten ist der Fall bei der Provinz Buenos Aires, die jetzt u$s 500 Mio.nicht verfügen kann. Viele Provinzen hatten ihr Finanzprogramm so aufgestellt, dass die Amortisation der Schatzscheine mit Zahlungen von Auslandsschulden u.a. finanziellen Verpflichtungen zusammentraf. 

			***

			Im Juli gab es ca. 1,5 Mio. einzelne Dollarkäufe. Dabei haben nur 26.000 Käufer mehr als u$s 10.000 im Monat erworben oder überwiesen. Doch vom Gesamtbetrag der Dollarkäufe entfallen nur 69% auf Käufe unter u$s 10.000. 

			***

			Die MwSt. auf Waren, die in der Liste der Regierung aufgeführt wurden, wird abgeschafft, wenn der Käufer Einheitssteuerzahler oder kleiner Einzelhändler ist. Auf diese Weise wird diese Gruppe den Supermärkten gleichgestellt.

			***

			Argentinien erreichte im bilateralen Handel mit Brasilien im August 2019 einen Handelsbilanzüberschuss von u$s 31,76 Mrd., der sich mit einem Defizit von u$s 150 Mio. im August 2018 vergleicht. Die Exporte lagen mit u$s 825 Mio., 30% unter dem Vorjahr, und die Importe mit u$s 793 Mio. um 48,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat. In 8 Monaten 2019 betrug der Überschuss. u$s 293 Mio., gegen ein Defizit von u$s 4.258 Mio. in der gleichen Vorjahresperiode.

			***

			Die kleinern Fabrikanten von Bioethanl und Biodieselöl haben ihre Betrieb stillgelegt, weil sie als Folge der Einfrierug des Brennstoffpreises einen Verlust erwirtschaften. Es handelt sich um 54 Betriebe, von denen 19 Bioethanol und 39 Biodieselöl erzeugen. Die Unternehmer weisen darauf hin, dass im September der obligatotische Anteil von Biokraftstoffen im Benzin und Dieselöl (12%, bzw. 10%) nicht erfüllt werden könne.

			***

			Die Regierung hat eine Erhöhung des Preises für Dieselöl beim Grossistenverkauf genehmigt, aber den Preis bei den Tankstellen unverändert beibehalten. Das bedeutet, dass die Industrie, der Lastwagentransport und die Landwirtschaft jetzt einen Preis von etwa $ 41,70 pro Liter  bezahlen müssen.

			***

			Die Regierungen von Argentinien und Paraguay haben eine Brücke über den Paraná-Fluss bei Yacyretá in Betrieb genommen, die den Weg von einem Land zum anderen um 50 Km. verkürzt. Die Brücke gehört zum Staudamm Yacyretá, und dabei fehlte noch die Fertigstellung des Zugangs zur Brücke auf beiden Seiten, was jetzt vollendet wurde.

			***

			Im August wurden 161,578 gebrauchte Kfz. verkauft, 0,1% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und 2,9% unter Juli 2019, berichtet die Kammer des Fahrzeughandels CCA. In 8 Monaten 2019 waren es 1,14 Mio. Kfz, 3,9% unter dem Vorjahr. Der Rückgang bei gebrauchten Automobilen, Pick-ups und Lastwagen war viel geringer als bei neuen.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Brasilien hat die leichte Rezession, die im 1. Quartal 2019 mit einem BIP-Rückgang von 0,1% eingetreten war, im 2. Quartal mit einem BIP-Wachstum von 0,4% überwunden, teitl das Statistische Amt (IBGE) mit. Die Industrie nahm um 0,7% zu und die Landwirtschaft um 0,4% ab. Die Investitonsrate nahm um 3,2% und der private Konsum um 0,3% zu.

			***

			Brasilien erreichte in 8 Monaten 2019 einen Handelsbilanzüberschuss von 31,76 Mrd., 13,4% unter der gleichen Vorjahresperiode. Die Exporte lagen mit u$s 148,85 Mrd. um 5,7% unter dem Vorjahr, und die Importe erreichten u$s 117,09 Mrd., 3,4% unter dem Vorjahr. 

			***

			Der VW-Konzern investiert bis Ende kommenden Jahres etwa E 1,5 Mrd. in seine brasilianische Tochter. Wie das Unternehmen am Dienstag mitteilte, soll das Geld unter anderem in die Entwicklung eines dort entwickelten Fahrzeugs fließen. Erstmals werde damit ein Modell von Volkswagen do Brasil entstehen, das auf dem sogenannten Modularen Querbaukasten basiert.Das System mit gleichen Teilen für verschiedene Einzelvarianten, mit dem Entwicklungskosten gespart und Schritte in der Autoproduktion vereinfacht werden sollen, ist in Europa seit Längerem im Einsatz. VW will den neuen Wagen aus Brasilien später auch in anderen Märkten herstellen und verkaufen. Die gesamte Investitionssumme für Brasilien erstreckt sich über vier Jahre, die Zeit ab 2016 ist eingerechnet. (dpa)

			***

			Das brasilianische staatliche Erdölunternehmen Petrobras erreichte im Juli eine Rekordproduktion von 2,77 Mio. Barrel Erdöl pro Tag, 7,8% über dem gleichen Vorjahresmonat und 8,5% über Juni 2019. Die Gasförderung stieg im Juli um 7% auf 124 cbm. täglich.

			***

			Die brasilianische Industrieproduktion lag im Juli 2019 um 2,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 0,3% unter Juni 2019, berichtet das statistische Amt IBGE. Es handelt sich um den dritten interanuellen Rückgang in Folge. Nur der Bereich der Kapitalgüter verzeichnet eine Zunahme, die 6,5% betrug.

			***

			Geschäftsnachrichten

			NTT Group

			Dieser japanische Informatikkonzern hat eine Filiale in Buenos Aires eröffnet, mit einer Anfangsinvestiion von u$s 100.000. Die Firma hat schon 20 lokale Angestellte und erwartet 2019 einen Umsatz von u$s 7 Mio. Unter den Kunden befinden sich Cargill und die Bank HSBC. Das Ziel besteht darin, binnen 5 Jahren die Belegschaft auf 200 Personen zu erhöhen und einen Jahresumsatz von u$s 40 Mio. zu erreichen. Zunächst ist das Unternehmen über die lokale “Dimension Data” präsent, die jedoch kurzfrisig den Namen NTT Group tragen wird. Weltweit beschäftigt der Konzern 40.000 Menschen und hat einen Jahresumsatz von u$s 11 Mrd., gab der lokale Geschäftsführer Lautaro Rodriguez bekannt.

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht

			[image: 11809.png] 

			Eine milde Devisenbewirtschaftung

			Von Juan E. Alemann

			Präsident Mauricio Macri hat gleich bei Antritt seiner Regierung am 10. Dezembr 2015 die damals bestehende Devisenbewirtschaftung (auf spanisch benannt “control de cambios”) mit einem Schlag abgeschafft. Das bezog sich an erster Stelle auf das Verbot, Dollar für Sparzwecke oder Auslandsreisen zu kaufen, was im Volksmund als “cepo” getauft wurde und dazu geführt hatte, das sich ein Schwarzmarkt für Devisen bildete und auch dazu, dass der Kapitalzufluss behindert wurde. Denn niemand bringt Geld ins Land, wenn er es nachher nicht wieder eventuell rausnehmen kann. Einige der Ökonomen der neuen Regierung waren geneigt, zunächst den Schwarzmarkt, der dabei bei Dollarhandel entstanden war, durch ein System mit doppelten Wechselkurs zu legalisieren, wie es in früheren Zeiten schon gegeben hat. Doch Macri entschied sich für die Freigabe ohne Restriktionen. 

			Gleichzeitig wurde der Aussenhandel liberalisiert, indem die Exportzölle mit Ausnahme von denen für Sojabohne abgeschafft wurden, und die Kontingentierung der Exporte von Rindleisch und Weizen wurden auch abgeschafft. Bei den Importen wurde das System der Einzelgenehmigungen (über die sogenannten DJNI, “declaracion jurada de necesidades de importación”) abgeschafft, das sehr willkürlich gehandhabt worden war. Da die neue Regierung sofort wieder Auslandskredite erhielt, verlief alles zunächst ruhig. Die Liberalisierung war erfolgreich.

			Doch das Problem war bei weitem nicht gelöst. Mitte 2018 drohte eine kritische Lage, weil auf dem internationalen Finanzmarkt Bedenken über die Zahlungsfähigkeit Argentiniens aufkamen. Der damalige Finanzminister Luis Caputo, ein guter Kenner der Finanzmärkte, begriff, dass die Lage kritisch war, und überzeugte Macri, dass ein Abkommen mit dem Internationalen Währungfonds unerlässlich sei, und zwar mit einem bedeutenden Kredit. Daraufhin wurde Caputo zum ZB-Präsidenten (an Stelle von Federico Sturzenegger) ernannt und ein Antrag beim IWF gestellt, und Macri sprach auch mit Präsident Trump. Der Fonds hat dann zunächst u$s 50 Mrd. bereitgestellt, und danach noch weitere u$s 6,4 Mrd. Doch der Markt hat sich nur zum Teil beruhigt, und der Wechselkurs stieg weiter, in wenigen Woche um über 100%. Danach trat eine längere Ruhepause ein, bis es nach den PASO-Wahlen wieder zu einer Krise kam, mit einem Reservenverlust von u$s 12 Mrd. und einem Sprung des Kurses von ca. $ 45 auf über $ 60 pro Dollar. Dabei bestand die Möglichkeit, dass der Kurs weiter stieg und/oder die ZB-Reserven aufgebraucht würden. Beides war unerwünscht. Noch mehr Geld würde der IWF bestimmt nicht bereitstellen. 

			Macri hat schliesslich nachgegeben und Massnahmen bewilligt, die ihm gegen den Strich gehen. Als erstes wurde die Amortisation von Staatspapieren gestreckt, was von den Firmen, die Landesrisiken benoten, sofort als ein verkappter Default eingestuft wurde., auch wenn es dabei keinen Kapitalschnitt gibt und die Zinsen wie bisher gezahlt werden. Das Problem wird somit auf die nächste Regierung übertragen. Gleichzeitig wurden die Bankkredite für Exporteure gekürzt, damit sie ihre Exportdollars einsetzen oder sich im Ausland finanzieren. Und dann wurde noch bestimmt, dass die ausländischen Banken bei Überweisung von Gewinnen und Dividenden an ihre Mutterhäuser vorher eine Bewilligung der ZB beantragen müssen. 

			Am Sonntag kam die zweite Runde der Massnahmen: Käufe von Dollar u.a. Währungen, oder Überweisungen auf eigene Konten im Ausland wurden durch Notstandsdekret auf u$s 10.000 pro Monat beschränkt. Das bedeutet, das die normalen Käufe natürlicher Personen, die fast alle in geringeren Beträgen besteht, nicht gehemmt werden. Die Menschen können weiterhin ihre Liquidität in Dollar anlegen, und dabei auch Dollar verkaufen, wenn sie Pesos benötigen. Die Beschränkung betrifft an erster Stelle Finanzgeschäfte, bei denen höhere Beträge überwiesen werden, aber auch Unternehmen, die Dollarreserven bilden wollen. Bisher machten diese grösseren Devisengeschäfte höchstens ein Drittel des Gesamtumsatzes beim Kapitalverkehr aus, obwohl etwa 90% der Käufe auf geringe Einzelkäufe entfielen.

			Abhebungen aus lokalen Dollarkonten werden weiter normal gestattet, und Käufe für Auslandsreisen auch. In der Vorwoche hatte es schon Abhebungen von Dollar aus lokalen Konten in Höhe von über u$s 2 Mrd gegeben. Die Angst vor einer Einfrierung und “Pesifizierung” dieser Konten, wie sie Anfang 2002 verfügt wurde, ist jetzt sofort aufgekommen. Die Regierung hat jetzt ein klares Signal gegeben, dass dies nicht wiederholt wird. Aber die Sparer werden der Regierung erst dann glauben, wenn sich die Lage am Devisenmarkt beruhigt. Am Montag ist der Kurs schon leicht gefallen, aber diese Tendenz muss in den nächsten Wochen bestätigt werden.

			Bei diesen Regulierungen taucht jetzt ein Problem mit den Immobilienkäufen auf, die normalerweise in Dollarnoten getätigt werden. Wenn der Käufer die Dollar auf einem Bankonto hat, besteht kein Problem. Aber wenn er über Pesos verfügt, und Dollar für diesen Zweck kaufen muss, hat er eines. Hier fehlt noch eine Sonderlösung. 

			Ebenfalls wurde verfügt, dass die Exporteure den Devisenerlös binnen 5 Tagen nach der Zahlung durch den Importeur im Bestimmungsland oder höchstens in 180 Tagen ab Genemigung der Verschiffung in Pesos gewechselt werden muss. Da die Exporteure dann die Pesos nicht für Dollarkäufe einsetzen können, es sei denn für Zahlung von Schulden oder anderen Zahlungsverpflichtungen, entsteht netto ein unmittelbar höheres Devisenangebot.

			Mit diesen Massnahmen hofft die Regierug, das Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrge auf dem Devisenmarkt herzustellen, eventuell sogar mit einem Überschuss, der der ZB erlaubt, die Reserven wieder aufzustocken. Das wäre für die Herstellung des Vertrauens wesentlich. Der Fonds sollte noch einen Betrag von u$s 5,4 Mrd. auszahlen, hat dies jedoch vertagt. Die Fachleute des IWF sind angesichts der jüngsten Entwicklung vorsichtig geworden, und wollen der Auszahlung nicht zustimmen, wenn die Lage nicht vorher geordnet wird. Wenn die jüngsten Massnahmen erfolgreich sind, kann damit gerechnet werden, dass dieser Betrag der Regierung zur Verfugung gestellt wird und eine noch solidere Lage bewirkt. 

			Die Handeslbilanz wirft weiterhin Überchüsse ab, als Folge der Abwertung und der Rezession, so dass für ganz 2019 mit einem Saldo von über u$s 12 Mrd. gerechnet wird, der sich mit einem Defizit von u$s 3,82 Mrd. im Vorjahr vergleicht. Die Bilanz der Dienstleistungen (Frachten, Versicherungen, Tourismus, Internetsoftware u.s.w.) sollte dieses Jahr auch mit einen Überschuss, oder höchstens mit einem geringen Defizit schliessen. Doch die Zinsen auf öffentliche und private Auslandschulden, stellen einen so hohen Betrag dar, das er kaum durch den Überschuss der Handelsbilanz und der Dienstleistungsbilanz gedeckt werden kann. Die Leistungsbilanz dürfte somit dieses Jahr ausgeglichen sein oder mit einem geringen defizit abschliessen. Bei der Kapitalbilanz sollte somit eventuell ein geringer Überschuss notwendig sein, was unter normalen Umständen kein Problem darstellen sollte. Dies sollte mit einem Überschuss bei der Weltbank, der BID und Banken erreicht werden, mit neuen Krediten und Auzahlungen, die über dem Betrag der Amortisation der bestehenden liegen. Und wenn dies nicht ausreicht, können ZB-Reserven eingesetzt werden. Somit sollte es nicht notwendig sein, mehr Geld auf dem internationalen Finanzmarkt aufzunehmen, wobei eventuell sogar der Nettoschuldbetrag verringert werden könnte. Das wäre für die Herstellung des Vertrauens sehr wichtig. 

			Obwohl das Problem der Zahlungbilanz und des Devisenmarktes noch nicht ganz gelöst ist, kann man davon ausgehen, dass die Kurspflege dieses Mal zumindest bis zur Regierungsübergabe gelingt, sei es als Folge der schon getroffenen Massnahmen, oder eben mit weiteren. Im Extremfall können bestimmte Importe durch Kontingentierung beschränkt werden. Das widerspricht zwar der Regelung der Welthandelsorganisation (WTO), der Argentinien auch angeschlossen ist, wird jedoch von dieser in Ausnahmefällen zugelassen oder zumindest geduldet. Sofern die Regierung jetzt den festen Willen zeigt, keinen weiteren Kurssprung zu erlauben, und dabei bereit ist, alle notwendigen Massnahmen zu ergreifen, kann man erwartet, dass nicht gegen die ZB spekuliert wird. Und dann ist alles einfacher.
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			Der reale Wechselkurs

			Von Juan E. Alemann

			Das Wirtschaftsinstitut IERAL, das von der Stiftung “Fundacion Mediterranea” abhängt, mit Sitz in Córdoba, hat ermittelt, dass der Wechselkurs bei $ 60 pro Dollar, real, also bezongen auf die internen Preise, der höchste der letzten 12 Jahre ist. Ob er jedoch real auf diesem Stand bleibt, wenn dieser Kurs gehalten wird und die Preise als Folge der letzten Abwertungswelle noch steigen, ist fraglich. Aber auf alle Fälle ist es ein hoher Kurs, wie er für ein Land mit einer schwierigen Zahlungbilanzlage unerlässlich ist 

			IERAL hat den realen Wechselkurs zu heutigen Werten für die letzten Regierungsperioden wie folgt ermittelt:

			[image: tabla_contratapa.png] 

			Nach dieser Berechnung liegt der gegenwäritge Kurs fast 50% über dem Durchschnitt der Macri-Regierung, und noch mehr, wenn man Perioden mit einem zurückgebliebenen Kurs (2017) als vergleichsbasis nimmt. Der Kurs der Regierung von De la Rua hat sich als unhaltbar erwiesen und das ist in der Megaabwertung von 2001/2002 zum Ausdruck gekommen. Ein Kurs, der künstlich niedrig gehalten wird, neigt gelegentlich auf das andere Extrem überzugehen, das unter Duhalde bestand.

			Ein hoher Wechselkurs hat als Gegenpartie u.,a. einen niedrigen Reallohn. Das war 2002 der Fall und ist jetzt ab Mitte 2019 wieder eingetreten, wenngleich in viel geringerem Ausmass. Wenn jetzt Alberto Fernandez offen für einen hohen Wechselkurs und gleichzeitig für einen höheren Reallohn eintritt, gerät er in einen Widerspruch, der erfahrunggemäss in stark zunehmender Inflation endet. In Argentinien wurde das Problem in früheren Zeiten mit Exportzöllen auf Getreide, Ölsaat und auch Rindfleisch, eventuell auch andere Produkte, zum Teil gelöst. Auf diese Weise blieben die Preise für Mehl und Brot, für Speiseöl, für Rindfleisch u.a Produkte unter den internationalen. Doch dabei wird die Produktion gedrückt, weil diese Tätigkeiten dann in Grenzgebieten unrentabel werden. Und Argentinien braucht eine hohe Produktion, um den Export auf einem Stand zu halten, der zum Ausgleich der Handelsbilanz beiträgt. 

			Der Wechselkurs hängt auch von den internationalen Preisen der Exportprodukte ab. In der ersten Regierung von Cristina war der Preis von Sojabohne auf über u$s 500 pro Tonne geklettert, so dass er auch mit einem Exportzoll von 35% real hoch verblieb. Damals waren auch die Preise für Getreide und Ölsaaten allgemein hoch. Das hat schon lange aufgehört, wobei die Preise jedoch immer noch weit über denen der 90er Jahre liegen. Ebenfalls hat der tchnologische Fortschritt die Kosten der Landwirtschaft verringert, was auch ein anderes Szenarium schafft. 

			Die Lage muss somit ständig eingehend untersucht werden, um zu bestimmen welcher realer Wechselkurs jeweils notwendig ist, und versuchen ihn zu erreichen und zu erhalten. Das ist bei einer Politik des verwalteten Kurses unerlässlich, und sollte von denjenigen, die sich mit der Kurspolitik befassen, verstanden werden. Der Wechselkurs kann nicht dem Zufall überlassen werden, oder aus der jeweiligen konjunkturellen Situation hervorgehen, sondern er muss auf einem ständigen Gleichgewichtsniveau gehalten werden.
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